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Zusammenfassung 
Wie ist das Verhältnis zwischen Spitzenbeamten und
den Medien? Lange Jahre galt die Vermutung, dass
deutsche Verwaltungseliten nur wenig in den Medi-
en präsent sind; Repräsentation nach außen war Sa-
che der politischen Spitze. Dieser Beitrag argumen-
tiert, dass im Zuge der Politisierung der Verwaltung
auch deutsche Spitzenbeamte häufiger in den Medi-
en auftauchen. Anhand einer Analyse der Berichter-
stattung über sieben Bundesoberbehörden in der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung zeigt der Beitrag,
dass über die Zeit hinweg tatsächlich immer perso-
nalisierter berichtet wird. Dabei gibt es aber große
Unterschiede zwischen den Behörden. Die Präsiden-
ten des Kraftfahrt-Bundesamtes und des Bundeskri-
minalamtes erscheinen eher selten in den Medien,
die der Bundesnetzagentur und des Verfassungs-
schutzes relativ häufig. Außerdem bleibt noch ein
Rest an zu erklärender Variation, der möglicher-
weise auf Karriereverläufe der Spitzenbeamten zu-
rückgeführt werden kann. 
 
Schlagworte: Medien, Personalisierung, Bundes-
oberbehörden 

 Abstract 
Top civil servants in the spotlight 
What is the relation between top civil servants and
the media? The assumption is that civil servants do
not appear in the media. Representing policies in
public is the prerogative of politicians. This article
argues, however, that the politicization of admin-
istration causes an increasing personalization of me-
dia coverage of the bureaucracy. We analyze cover-
age of seven federal agencies in the “Frankfurter
Allgemeine Zeitung”. The analysis shows that cov-
erage has become more focused on persons. Howev-
er, we find differences between agencies: The presi-
dents of the Federal Office for Motor Traffic and the 
Federal Criminal Police Office only seldom appear
in the media, the presidents of the Federal Network
Agency and the Federal Office for the Protection of
the Constitution are relatively often mentioned by
name. Moreover, there is a substantial amount of 
non-explained variation. Presumably, this variation
can be explained using individual career patterns. 
 
Key words: Media, personalization, federal agen-
cies 

1 Einleitung 

Die Politisierung von Spitzenbeamten1 ist ein sowohl in der Öffentlichkeit als auch in 
der Wissenschaft häufig diskutiertes Phänomen. Dabei ist vor allem von Interesse, in-
wieweit sie parteipolitisch gefärbt sind (Veit & Scholz, 2015; Bach & Veit, 2017), und 
inwieweit sie im Zuge der funktionalen Politisierung genuin politische Aufgaben erfül-
len (Derlien, 2003; Schwanke & Ebinger, 2006; Ebinger & Jochheim, 2009). 

Weitgehend unerforscht ist aber, ob diese Politisierung auch mit einer erhöhten 
Präsenz der Beamten in den Medien einhergeht. Gerade im Vergleich zu internationa-
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len Studien (Thorbjornsrud, Figenschou & Ihlen, 2014; Grube, 2019) besteht hier eine 
Forschungslücke in Deutschland. Die öffentliche Rolle der deutschen Verwaltungsspit-
ze wird nur selten diskutiert, und in den deutschen Elitenstudien kommen keine Items 
vor, die die Beziehungen zu den Medien abfragen (Derlien, 2003; Schwanke & 
Ebinger, 2006; Ebinger, Lux, Kintzinger & Garske, 2018).  
Möglicherweise liegt die Forschungslücke daran, dass das herrschende Paradigma an-
nimmt, dass die Verwaltungsspitze keine öffentliche Rolle innehat (Derlien, 2003, p. 
419), und es daher quasi keinen Forschungsgegenstand gibt. Auch der Fall Hans-Georg 
Maaßen ist in dieser Hinsicht zwiespältig. Nach gewalttätigen Ausschreitungen gegen 
Menschen mit mutmaßlichem Migrationshintergrund in Chemnitz im Jahr 2018 hatte 
der damalige Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz der „Bild“-Zeitung ein 
Interview gegeben. In diesem zweifelte er die Echtheit eines Videos an, das die Aus-
schreitungen zeigte, spekulierte, dass es sich um gezielte Falschinformationen handeln 
könnte, und widersprach der Bundeskanzlerin, die von „Hetzjagden“ gesprochen hatte. 
Einerseits zeigt dieses Beispiel, dass es Spitzenbeamte gibt, die den Kontakt zu den 
Medien suchen und in den politischen Meinungskampf eingreifen. Andererseits belegt 
aber gerade die Diskussion über die öffentlichen Auftritte Maaßens, dass er mit seinen 
Äußerungen gegen weithin geteilte Rollenerwartungen verstoßen hatte.2 

Die These dieses Beitrages ist, dass wir – entgegen den Vermutungen über die 
klassische Rollenverteilung zwischen Politik und Verwaltung – über die Zeit eine ver-
stärkte Präsenz von Spitzenbeamten in den Medien beobachten. Dies lässt sich mit 
zwei Argumenten begründen. Erstens argumentiert die Literatur über die funktionale 
Politisierung der Verwaltung, dass Verwaltungseliten zunehmend in politischen Kate-
gorien denken und handeln (Derlien, 2003; Behnke, 2016). Zugleich wandelt sich auch 
die Politik, sie ist immer stärker mediatisiert und personalisiert (Hoffmann & Raupp, 
2006; McAllister, 2007). In der Kombination beider Entwicklungen könnten also auch 
Behördenleiter zunehmend das Erscheinen in den Medien als Teil ihrer politischen 
Rolle sehen (Thorbjornsrud, Figenschou & Ihlen, 2014; Grube, 2019). Zweitens zeigt 
die Literatur zur Reputation von Behörden, dass es für Behörden wichtiger wird, in der 
Öffentlichkeit eine Reputation aufzubauen, um sich organisationale Autonomie und 
Ressourcen zu sichern (Gilad, 2012; Gilad, Maor & Bloom, 2013). Als Teil dieser Re-
putationsstrategie könnten sich Spitzenbeamte in der Pflicht sehen, als „Gesicht ihrer 
Behörde“ zu fungieren (Fredriksson, Schillemans & Pallas, 2015, p. 1063). 

Dieser Beitrag testet diese These anhand der Berichterstattung über sieben Bun-
desoberbehörden: Kraftfahrt-Bundesamt, Bundeskartellamt, Umweltbundesamt, Bun-
desnetzagentur, Bundeskriminalamt (BKA), Bundesnachrichtendienst (BND) und 
Bundesamt für den Verfassungsschutz. Wir werten die Berichterstattung in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung (FAZ) daraufhin aus, a) wie oft die Behörde pro Jahr in 
Zeitungsartikeln genannt wird und b) wie häufig in diesen Artikeln auch die Behörden-
leitung namentlich erscheint. Die Relation von b) zu a) ist die abhängige Variable des 
Interesses: Wie hoch ist der Anteil der Artikel über die Behörde, die auch den Namen 
des Leiters enthalten?  

Das Ergebnis ist, dass erstens über die Zeit die Berichterstattung über Bundesober-
behörden zunimmt. Behörden stehen zunehmend im Scheinwerferlicht der Öffentlich-
keit. Zweitens ist auch die Person des Leiters immer mehr in den Medien präsent: Über 
die Zeit nimmt der Anteil der Artikel, die nicht nur über die Behörde berichten, son-
dern auch die Leitung namentlich nennen, signifikant zu. Drittens finden wir einen Ef-
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fekt von Leitungswechseln: Bekommt eine Behörde eine neue Leitung, wird mehr über 
Personen berichtet. Der Effekt ist besonders stark, wenn der Leitungswechsel mit ei-
nem Skandal verbunden ist. Viertens gibt es Unterschiede zwischen den Behörden: 
Über BND und Verfassungsschutz wird personalisierter berichtet als über BKA, Bun-
deskartellamt oder Umweltbundesamt. Das Kraftfahrt-Bundesamt ist zwar in jüngster 
Zeit auch in den Medien, aber fast nie namentlich mit der Person seines Leiters. Fünf-
tens erklären Regressionsmodelle mit einer Zeitvariablen, einer Variablen, die Lei-
tungswechsel anzeigt, sowie Behördendummies bereits einen Teil der Variation der 
Medienberichterstattung. Es bleibt aber noch unerklärte Variation. Es besteht also 
Raum für die Vermutung, dass persönliche Eigenschaften der Behördenleiter – bei-
spielsweise ihre Karrierewege – weitere Erklärungsfaktoren sein könnten. 

Dieses Ergebnis ist für verschiedene Diskussionen von Interesse. Für die Diskussi-
on um die Politisierung von Verwaltungseliten (Schwanke & Ebinger, 2006; Veit & 
Scholz, 2015; Bach & Veit, 2017; Veit, Fromm & Ebinger, 2018) zeigt es, dass die zu-
nehmende Medienlogik, der die Politik unterworfen ist, auch vor der Verwaltung nicht 
halt macht. Zur Politisierung der Verwaltungselite könnte zunehmend auch eine Art 
der Außendarstellung gehören, die bisher im Bereich der Politik verortet wurde. Für 
die Diskussion um die Reputationsstrategien von Behörden zeigt das Ergebnis, dass 
zunehmend Personen für Behörden in die Öffentlichkeit treten, dass also eine Reputa-
tionsstrategie nicht nur eine inhaltliche, sondern auch eine personelle Dimension hat. In 
der Summe eröffnen sich neue Forschungsfragen zum Spannungsfeld zwischen Ver-
waltung und politischer Führung. Denn wenn auch die Verwaltungselite als Akteur auf 
die mediale Bühne tritt, gelten alte Vermutungen über hierarchische Kommunikations-
flüsse nicht mehr (Grube, 2015b). Außerdem wird politische Steuerung noch komple-
xer, wenn die Verwaltung Policies nicht mehr nur vorbereiten und implementieren, 
sondern auch medial verkaufen muss (Grube, 2015a). 

Der Beitrag ist folgendermaßen aufgebaut: Teil 2 entfaltet das theoretische Argu-
ment. Teil 3 erläutert Forschungsdesign und Methode. Teil 4 präsentiert die empiri-
schen Ergebnisse. Teil 5 fasst zusammen. 

2 Das theoretische Argument: Personalisierung der 
Berichterstattung über Behörden? 

Die zentrale Frage dieses Beitrags ist, inwieweit die Medienberichterstattung über 
deutsche Behördenleiter personalisiert ist, das heißt, nicht nur auf die Behörde, sondern 
auch auf die Person des Leiters eingeht. Ausgangspunkt zur Bearbeitung dieser Frage 
ist das Konzept der Mediatisierung. Dahinter steht die Idee, dass die Funktionslogik 
der Medien immer wirkmächtiger wird, und auch andere Organisationen, die nicht Teil 
der Medien sind – wie eben Verwaltungen – sich dieser Logik anpassen (Fredriksson, 
Schillemans & Pallas, 2015, p. 1050). Dafür gibt es einige empirische Evidenz. In der 
internationalen Literatur zeigt Martino Maggetti (2011), dass über unabhängige Regu-
lierungsbehörden immer mehr in den Medien berichtet wird (siehe auch ’t Hart & Wil-
le, 2006, p. 142; Boon, Salomonsen & Verhoest, 2019), und Christel Koop (2011) zeigt 
ergänzend, dass diese Variation in der Medienberichterstattung mit der Veränderung 
der Accountability-Strukturen einhergeht (Koop, 2011, p. 212). Die Mediatisierung 
wirkt sich auch auf die interne Organisation von Verwaltungen aus. Empirische Ergeb-
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nisse aus Norwegen und den Niederlanden zeigen, dass Behörden Druck verspüren, 
sich an den Rhythmus der Medien anzupassen, und ständig bereit stehen, um zu The-
men Stellung zu beziehen. Andererseits werden die Medien auch als Verbündeter ge-
sehen. Über das gezielte Lancieren von Nachrichten kann eine Behörde eine positive 
Reputation aufbauen (Thorbjornsrud, Figenschou & Ihlen, 2014). Behörden nutzen zu-
nehmend die Medien als Kommunikationskanal und bedenken bei der Politikformulie-
rung mit, wie sich eine Policy in den Medien verkaufen lässt (’t Hart & Wille, 2006; 
Fredriksson, Schillemans & Pallas, 2015). Die interne Organisation der Behörde passt 
sich diesen strategischen Möglichkeiten und Zwängen an, es werden mehr Ressourcen 
zu den Abteilungen verschoben, die mit den Medien interagieren (Thorbjornsrud, 
Figenschou & Ihlen, 2014; Fredriksson, Schillemans & Pallas, 2015). 

Diese allgemeine Mediatisierungsthese ist die Basis für alle weiteren Überlegun-
gen. Ihr zufolge sollten Behörden über die Zeit immer mehr in den Medien erscheinen. 
Belege für diese These gibt es bereits (’t Hart & Wille, 2006; Maggetti, 2011; Boon, 
Salomonsen & Verhoest, 2019), dennoch soll sie in diesem Beitrag überprüft werden, 
da ohne ihre empirische Gültigkeit auch die Frage nach der Personalisierung keinen 
Sinn ergibt. 

 
Hypothese 1: Über das Handeln von Behörden wird über die Zeit immer mehr in den 
Medien berichtet. 

 
Mediatisierung kann viele Logiken betreffen, wie beispielsweise die vereinfachte Dar-
stellung von Sachverhalten oder die Anpassung an die schnellen Zyklen der Nachrich-
ten. Für den vorliegenden Beitrag ist mit der Personalisierung aber nur eine Facette der 
Mediatisierung entscheidend. Viele Definitionen von Personalisierung heben auf spezi-
elle Gegenstandsbereiche wie Wahlkämpfe oder Wahlen ab, eine generelle Definition 
fasst den Sachverhalt abstrakter: „Mit Personalisierung wird die Eigenschaft von medi-
alen Darstellungen bezeichnet, handelnde Menschen in den Vordergrund der Berichter-
stattung zu stellen.“ (Scherer, 1998, S. 698). In der Politikwissenschaft wird die Perso-
nalisierungsthese vor allem in Bezug auf Wahlkämpfe und das Verhältnis von Spitzen-
politikern zu Parteien diskutiert (Hoffmann & Raupp, 2006; McAllister, 2007). Die 
Grundthese ist, dass aufgrund der Logik des Fernsehens – in dem sich Personen besser 
darstellen lassen als abstrakte Sachverhalte (McAllister, 2007, pp. 578-9) – Parteien ih-
re Wahlkampagnen immer mehr auf ihre Spitzenkandidaten fokussieren, Parteien aber 
auch die Fokussierung auf Personen nutzen, um komplexe Sachverhalte zu vereinfa-
chen, Personen quasi „für die Partei stehen“ (Hoffmann & Raupp, 2006).  

Inwieweit die Mediatisierung der Verwaltung auch mit einer Personalisierung der 
Berichterstattung einhergeht, ist bisher nur wenig erforscht. Für Westminster-
Demokratien zeichnet Dennis Grube (2013; 2019) eine starke Personalisierung nach. 
Galt früher „anonymity was simply a given“ (Grube, 2015a, p. 305), so ist es durch zu-
nehmenden Zwang zu Accountability und die immer schnelleren Zyklen der Nachrich-
ten notwendig geworden, dass auch Spitzenbeamte ein „public face“ (Grube, 2013, p. 
4) zeigen, und die Policies ihrer Häuser offensiv vermarkten. Innerhalb des breiten 
Trends gibt es aber weiterhin Unterschiede zwischen politischen Systemen (Grube, 
2015a), aber auch innerhalb des selben Systems Unterschiede zwischen verschiedenen 
Ministerien (Grube, 2013). 

In der deutschen Verwaltungsforschung ist die Frage der Personalisierung der Me-
dienberichterstattung auf die Verwaltungsspitze bisher unterbelichtet. Die bestehenden 
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Studien über das Rollenverständnis deutscher Spitzenbeamter interessieren sich vor al-
lem für deren Politisierung. Hier ist die Frage, ob es eine funktionale Politisierung gibt, 
also inwieweit Beamte nicht nur implementieren, sondern sich auch als Formulierer 
von Policies sehen und politische Kalküle in ihre Arbeit mit einbeziehen (Derlien, 
2003; Schwanke & Ebinger, 2006; Ebinger & Jochheim, 2009; Ebinger & Schmitt, 
2010). Diese These wird überwiegend bejaht, deutsche Spitzenbeamte handeln zuneh-
mend politisch-antizipierend und sehen sich nicht nur als neutrale Umsetzer politischer 
Vorgaben (Ebinger & Jochheim, 2009, S. 340-1).  

Ob zu der Politisierung auch eine stärkere Präsenz in der Öffentlichkeit gehört, ist 
bisher nicht erforscht. Das Erscheinen in den Medien taucht in der Selbstbeschreibung 
der Rollen nicht auf. Beamte sehen den Kontakt mit der Öffentlichkeit eher als Aufga-
be der gewählten Politiker (Derlien, 2003, p. 419): „Ich bin immer (…) relativ weit 
oben eingestiegen, immer sehr politiknah. (…) aber ich habe nie Lust verspürt in der 
ersten Reihe zu stehen, im Schaufenster zu stehen…“ (Interview mit einem deutschen 
Spitzenbeamten, zitiert nach Veit, Fromm & Ebinger, 2018, S. 423) Eine zu starke Prä-
senz in den Medien kann sogar ein Karriereproblem sein, wenn sie als Zeichen für Illo-
yalität und Überquerung klar definierter Rollengrenzen gesehen wird: „Dann stand in 
irgendwelchen Zeitungen: XXX (redet von sich in der dritten Person) fühlt sich als der 
bessere Minister usw. Und das war natürlich dann für mich tödlich, weil aus seiner 
Sicht (des Ministers) ich nicht für ihn gearbeitet habe, sondern nur für mich. […] Das 
war aber dann auch der Keim sozusagen des Zerwürfnisses, was zu meiner Entlassung 
geführt hat.“ (Interview mit einem deutschen Spitzenbeamten, zitiert nach Veit, Fromm 
& Ebinger, 2018, S. 423)3 Diese Sichtweise entspricht einem der Grundsätze des deut-
schen Verwaltungsmodells: Die Rollen von Politik und Verwaltung sind klar getrennt. 
Zwar mag es sein, dass die Verwaltung in der Policy-Dimension von Politik tätig wird, 
also Pläne formuliert und Entscheidungen trifft, die Politics-Dimension im Sinne der 
Mobilisierung von Mehrheiten und Repräsentationen ist immer noch Sache der über-
geordneten Minister (Döhler, 2007b, S. 16). 

Es gibt aber zwei Argumente, die nahelegen, dass die zunehmende Mediatisierung 
von Politik sich auch auf die Rolle deutscher Behörden auswirkt, und dass Spitzenbe-
amte zunehmend in den Medien präsent sind. 

 
Erstens ist dieses Argument implizit in der Diskussion um die funktionale Politisierung 
der Verwaltung enthalten. Zunächst einmal ist unbestritten, dass der Verwaltung immer 
mehr auch politische Rollen zufallen, und wichtige Entscheidungen in der Verwaltung 
zumindest stark vorstrukturiert werden (Döhler, 2007b; Döhler, 2015). Die Rolle der 
Verwaltung wird immer wichtiger, und die Medien erkennen dies und berichten mehr 
über die Aktivität der Verwaltung (’t Hart & Wille, 2006; Maggetti, 2011; Bertelli & 
Sinclair, 2015; Boon, Salomonsen & Verhoest, 2019). Weiterhin ist unbestritten, dass 
es zu einer funktionalen Politisierung der Verwaltungselite kommt, dass sie also – ver-
kürzt formuliert – immer mehr in politischen Kategorien denkt und handelt. Wenn aber 
zugleich die Rolle der Politik sich wandelt und immer stärker darauf beruht, dass Ein-
zelpersonen für Organisationen und Inhalte stehen (Hoffmann & Raupp, 2006; 
McAllister, 2007), dann kann funktionale Politisierung auch enthalten, dass Verwal-
tungseliten stärker persönlich den Kontakt mit den Medien suchen und in den Medien er-
scheinen. Empirische Ergebnisse aus der Befragung norwegischer Spitzenbeamter legen 
nahe, dass dieses Argument zumindest nicht unplausibel ist: „An expert adviser in a min-
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istry complains: „I never thought it would be like this to be a civil servant – I am not a 
neutral expert – I am promoting the politics of the cabinet minister to the press!“ “ (nor-
wegischer Beamter, zitiert in Thorbjornsrud, Figenschou & Ihlen, 2014, p. 3). 

 
Zweitens lässt sich das Argument aus der Literatur über die Reputation von Behörden 
ableiten (Carpenter & Krause, 2012; Maor, Gilad & Bloom, 2012; Gilad, Maor & 
Bloom, 2013). Kernargument hier ist, dass Organisationen – wie eben auch Behörden 
– strategisch versuchen, eine Reputation aufzubauen, beispielsweise eine Reputation 
dafür, technisch gute Entscheidungen zu treffen, sich ehrlich zu verhalten, oder legi-
time Verfahren durchzuführen (Carpenter & Krause, 2012). Damit ist nicht gemeint, 
dass sich Behörden nach der öffentlichen Meinung richten (Gilad, 2012). Stattdessen 
versuchen sie, strategisch die Botschaften zu kommunizieren, die zu ihrer gewählten 
Reputation passen, und umgekehrt Angriffe auf ihre Reputation medial abzuwehren 
(Maor, Gilad & Bloom, 2012; Gilad, Maor & Bloom, 2013). Diese Reputation erlaubt 
es den Behörden, Autonomie gegenüber übergeordneten Ministerien zu gewinnen, da 
sie stets auf ihren guten Ruf, beispielsweise für ihre technisch einwandfreien Ent-
scheidungen, rekurrieren können (Fink & Ruffing, 2018). Damit ist noch nicht gesagt, 
dass diese strategische Kommunikation auch den Behördenleiter involvieren muss. 
Gegeben die zunehmende Bedeutung des Reputationsaufbaus und die starke Persona-
lisierung der Politik in anderen Bereichen, ist es aber plausibel, dass der Aufbau einer 
Reputation für eine Behörde damit einhergeht, dass ihr Leiter die Behörde in der Öf-
fentlichkeit vertritt und für den Aufbau der Reputation verantwortlich ist: “It is im-
portant for individualized agencies and their managers to construct an external frame 
or reputation of effective and rational management. In this process, the media is seen 
as crucial not only with respect to specific coverage of individual agencies; media ac-
tivities of an individual organization and its managers are per se perceived as signal-
ling proper and legitimizing behaviour.” (Fredriksson, Schillemans & Pallas, 2015, p. 
1063) Auch für dieses Phänomen gibt es zumindest anekdotische Evidenz: „We have 
to appear in the news – if we don’t, we don’t exist, this is the reality. And this reality 
is here to stay.” (norwegischer Beamter, zitiert in Thorbjornsrud, Figenschou & Ihlen, 
2014, p. 3). 

 
Aus diesen Überlegungen ergibt sich die zweite Hypothese. Sie vermutet, dass über die 
Zeit hinweg nicht nur mehr über Behörden berichtet wird (Mediatisierung), sondern 
auch über die dort handelnden Personen (Personalisierung): 

 
Hypothese 2: Über das Handeln von Behörden wird über die Zeit hinweg immer mehr 
personalisiert in den Medien berichtet, d.h. unter Nennung des Behördenleiters. 

 
Hypothesen 1 und 2 enthalten als unabhängige Variable die Zeit. Dies ist theoretisch 
unbefriedigend – Zeit ist keine theoretisch gehaltvolle Variable. Die Prozesse, die da-
mit erfasst werden sollen, sind die zunehmende Mediatisierung von Politik und Ver-
waltung (Hypothese 1) und die Personalisierung der Berichterstattung (Hypothese 2). 
Befriedigender wäre es, diese beiden Phänomene auch im Querschnitt zu erfassen, bei-
spielsweise dergestalt, dass wir ex ante Vermutungen darüber haben, welche Politik-
felder – und mithin welche Ressorts und Behörden – stärker der Mediatisierung unter-
worfen sind. Dann könnte in einem vergleichenden Design getestet werden, ob sich 
diese Vermutungen bestätigen. Derartige ex ante Vermutungen liefert die Literatur aber 
nicht. Auch die Tests der Personalisierungsthese in der Wahlforschung verlassen sich 
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auf Untersuchungen über die Zeit, ohne die hinter der Variable Zeit liegenden Prozesse 
näher zu spezifizieren (Pappi & Shikano, 2001).  

Hypothese 3 schließlich ist eine Ausdifferenzierung von Hypothese 2. Die beiden 
bisherigen Hypothesen vermuten ein allgemeines Muster über die Zeit. Ergänzend lässt 
sich vermuten, dass die Personalisierung zu bestimmten Zeitpunkten besonders groß 
wird, nämlich dann, wenn die Spitze einer Behörde wechselt. Diese Hypothese ergibt 
sich unmittelbar aus der Diskussion über die Politisierung: Wenn die politische Rolle 
von Behördenleitern immer wichtiger wird, dann wird es auch immer wichtiger, wer 
einen Leitungsposten übernimmt. Steht also ein Wechsel an, sollten die Medien über 
die Leistungen und Verfehlungen des alten Behördenleiters berichten und über neue 
Kandidaten spekulieren. 

 
Hypothese 3: Über die Person des Behördenleiters wird vor allem dann berichtet, 
wenn Wechsel in der Führungsetage stattfinden. 

 
Diese drei Hypothesen sind recht grob. Weiterhin lässt sich vermuten, dass es sowohl 
Variation über Behörden hinweg gibt – einige Behörden sind möglicherweise stärker 
politisiert als andere oder haben ein größeres Bedürfnis, Reputation aufzubauen. Auch 
die Motivation einzelner Behördenleiter, aktiv in die Medien zu gehen, könnte variie-
ren, beispielsweise als Resultat unterschiedlicher Karriereverläufe (Veit & Scholz, 
2015). Für eine erste explorative Untersuchung sind die drei Hypothesen aber ausrei-
chend, leitende Frage ist, ob sie Unterstützung finden, und wenn ja, wie viel der vor-
handenen Variation sie erklären. 

Eine weitere Einschränkung der theoretischen Argumente ist, dass sie Angebots- 
und Nachfrageargumente nicht klar differenzieren. Das heißt, die kausale Herleitung 
geschieht sowohl über die mediale Öffentlichkeit, die Behörden als wichtige Orte des 
Policymaking erkennt und zunehmend Accountability von Behördenleitern verlangt 
(Nachfrage), als auch über Behördenleiter, die diese mediale Öffentlichkeit strategisch 
nutzen, um Reputation für ihre Behörde aufzubauen (Angebot). Auch in der Literatur 
gehen diese beiden Prozesse meist Hand in Hand (Grube, 2013). Theoretisch sind bei-
de Prozesse aber getrennt voneinander denkbar: Als erhöhte mediale Aufmerksamkeit, 
die aber nicht von den Behördenleitern mit erhöhter Aktivität erwidert wird, oder als 
der Versuch von Behördenleitern, in die Öffentlichkeit zu kommunizieren, ohne dass 
die Medien dies wahrnehmen. Ein Forschungsdesign, das beide Prozesse voneinander 
trennt, ist aber schwer darstellbar (siehe unten). 

3 Forschungsdesign und Methode: Analyse von Presseberichten 

Um die drei im Theorieteil formulierten Thesen zu testen, untersuchen wir die Medien-
berichterstattung über sieben Bundesoberbehörden und ihre Leiter in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung (FAZ).4 Die sieben untersuchten Behörden sind das Bundeskri-
minalamt (BKA), der Bundesnachrichtendienst (BND), das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz, die Bundesnetzagentur, das Umweltbundesamt, das Kraftfahrt-Bundesamt 
und das Bundeskartellamt. Diese Auswahl begründet sich durch mehrere Erwägungen. 
Diese sieben Bundesoberbehörden decken erstens mehrere Politikfelder ab (innere und 
äußere Sicherheit, Marktregulierung, Technik, Umwelt). Zweitens bietet diese Fallaus-
wahl damit auch eine große Variation an Bundesministerien, denen die Bundesoberbe-
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hörden zugeordnet sind: Innenministerium (BKA, Verfassungsschutz), Bundeskanzler-
amt (BND), Umweltministerium (Umweltbundesamt), Verkehrsministerium (Kraftfahrt-
Bundesamt), Wirtschaftsministerium (Bundesnetzagentur, Bundeskartellamt). Drittens 
ist der Status der Leiter der Behörden unterschiedlich: Die Präsidenten der drei Sicher-
heitsbehörden sind politische Beamte. Gilt die oben formulierte These, dass funktiona-
le Politisierung die Mediatisierung antreibt, könnten gerade die politischen Beamten 
besonders in die Öffentlichkeit treten, und ihre öffentliche Rolle von der ministerialen 
Spitze toleriert oder sogar erwünscht sein. Da die ersten beiden Hypothesen einen Zu-
sammenhang über die Zeit postulieren ist viertens eine große zeitliche Bandbreite der 
Fallauswahl wichtig. Die untersuchten Behörden gehören daher zu drei „Generatio-
nen“. Die Sicherheitsbehörden, das Kraftfahrt-Bundesamt und das Bundeskartellamt 
gibt es bereits seit den 1950er Jahren.5 Die Bundesnetzagentur wurde 1998 als Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation und Post gegründet, das Umweltbundesamt liegt 
mit seiner Gründung 1974 genau dazwischen. Auch ist für die Auswahl fünftens wich-
tig, nicht nur „prominente“ Behörden zu wählen, die plausiblerweise mitunter im Licht 
der Öffentlichkeit stehen, sondern mit dem Kraftfahrt-Bundesamt auch eine eher tech-
nische Behörde, über die vermutlich nur wenig berichtet wird.  

Die abhängige Variable unserer Untersuchung ist die Personalisierung der Berichter-
stattung über eine Behörde. Für die sieben Behörden haben wir in einem ersten Schritt 
für jedes Jahr von der Gründung bis 2018 die Namen der Leiter ermittelt. In einem zwei-
ten Schritt wurde dann im Archiv der FAZ gesucht, in wie vielen Artikeln pro Jahr der 
Name der Behörde auftaucht. In einem dritten Schritt wurde dann gezählt, in wie vielen 
Artikeln der Name der Behörde und der Name des Leiters zusammen vorkommen.6 Die 
beiden Zahlen im Verhältnis zueinander ergeben die abhängige Variable: In wieviel Pro-
zent der Artikel über eine Bundesoberbehörde kommt ihr Leiter namentlich vor?7 

Diese abhängige Variable setzen wir in Relation zu vier unabhängigen Variablen. 
Da wir annehmen, dass über die Zeit eine zunehmende Mediatisierung und Personali-
sierung stattfindet, ist unsere erste unabhängige Variable die Zeit, also das Erhebungs-
jahr.8 Weiterhin können wir erfassen, ob in einem Jahr ein Wechsel der Leitung des 
Hauses stattgefunden hat. Alternativ dafür haben wir auf Basis der Biographien der 
Leiter kodiert, ob der Wechsel durch einen Skandal ausgelöst wurde, ob also der Lei-
tungswechsel im üblichen Rahmen stattfand, oder ein Behördenleiter wegen eines 
Skandals seinen Hut nehmen musste, entweder in Form eines Rücktritts oder in Form 
einer Versetzung in den einstweiligen Ruhestand.9 Um dafür zu kontrollieren, dass ver-
schiedene Behörden unterschiedliche Kulturen haben und daher ihre Leiter in unter-
schiedlichem Maße an die Öffentlichkeit gehen (Grube, 2013), verwenden wir außer-
dem Behördendummies.10 

Das gewählte Design kann die im Theorieteil problematisierte Trennung von An-
gebots- und Nachfrageargumenten nicht leisten: Wenn in den Medien über Behörden 
berichtet wird, drückt dies immer bereits das Aggregat aus Angebot und Nachfrage 
aus. Ein Forschungsdesign, das nur auf die Angebotsseite abstellt, könnte sich auf die 
Pressemitteilungen der Behörden konzentrieren – wie oft nennen diese den Leiter mit 
Namen, wie oft nur die Behörde? Für den hier gewählten Zeitraum wäre die Datener-
hebung allerdings sehr aufwändig, da elektronische Pressemitteilungen nur für einen 
Bruchteil des Untersuchungszeitraumes vorliegen.  
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4 Empirische Analyse: Mehr Personalisierung über die Zeit, 
Variation über Behörden 

Unsere empirische Analyse beginnt mit Hypothese 1, der Vermutung, dass die mediale 
Aufmerksamkeit für Behörden zugenommen hat. Abbildung 1 bestätigt diese Vermutung, 
zeigt aber zugleich ein sehr uneinheitliches Bild. Der Übersichtlichkeit halber trennt die 
Abbildung die drei Sicherheits- von den vier anderen Behörden. Der allgemeine Trend ist 
klar: Während in der Frühzeit der Bundesrepublik die Behörden nur auf wenige Artikel 
pro Jahr kommen ‒ ca. 50 Artikel pro Jahr ist in den 1950er Jahren das Maximum für die 
Sicherheitsbehörden, über das Bundeskartellamt wird dagegen in den 1950er Jahren be-
reits häufiger berichtet –, steigt die Zahl bis in die 2000er Jahre auf fast 500 Artikel pro 
Jahr (BKA), der Mittelwert liegt bei etwa 250 Artikeln pro Jahr. Diese Entwicklung ist 
aber sowohl über die Zeit als auch über die Behörden hinweg sehr ungleich. Die Steige-
rung der Zahl der Berichte geht nicht inkrementell vonstatten, sondern – möglicherweise 
getrieben durch Skandale und wichtige politische Ereignisse – in Sprüngen. Auch über 
die Behörden hinweg gibt es eine große Variation. Fast durchgehend am meisten in der 
Öffentlichkeit stehen das BKA und das Bundeskartellamt, meistens gefolgt von Verfas-
sungsschutz oder BND, aber in den 2000er Jahren oft auch von der medial sehr präsenten 
Bundesnetzagentur. Das Kraftfahrt-Bundesamt ist lange Jahre nicht Gegenstand der me-
dialen Berichterstattung und wird erst ab 2015 im Zuge des Diesel-Skandals und der 
möglichen Fahrverbote für die Medien interessant. 
 
Abbildung 1: Zahl der Nennung von Behörden in der Presse über die Zeit 

Quelle: Eigene Recherche im Online-Archiv der FAZ. 
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Geht diese Zunahme an medialer Beachtung für Behörden auch mit einer Personalisie-
rung auf ihre Leiter einher? Abbildung 2 bietet in dieser Hinsicht ein sehr uneinheitli-
ches Bild. Noch mehr als in Abbildung 1 dominieren hier Themenkonjunkturen. Ein-
zelne Jahre großer medialer Aufmerksamkeit für die Leitungspersonen wechseln sich 
mit Perioden ab, in denen die Leitung nur wenig erwähnt wird. Die Sicherheitsbehör-
den Verfassungsschutz und BND stechen hervor; bei ihnen erreichen die Anteile der 
Artikel, in denen die Leitung des Hauses genannt wird, teilweise über 50% oder sogar 
über 70%. Andere Behörden scheinen „stiller“ in dieser Beziehung. Das BKA, obschon 
auch im Bereich Sicherheit tätig, erreicht nur einmal einen Spitzenwert von 40%. Über 
die anderen Behörden wird deutlich weniger personalisiert berichtet: Die obere Hälfte 
von Abbildung 2 zeigt, dass ganz selten einmal Werte von 40% der Artikel mit Nen-
nung des Leiters erreicht werden. Vor allem das Kraftfahrt-Bundesamt ist kaum unter 
Nennung der Leitung in den Medien. 
 
Abbildung 2: Anteil der Nennung von Behörden zusammen mit der Person des Leiters 

Quelle: Eigene Recherche im Online-Archiv der FAZ. 
 
Um die Zahlen sinnvoll zusammenzufassen und in Relation zu unabhängigen Variab-
len zu setzen, präsentiert Tabelle 1 vier Regressionsmodelle. Abhängige Variable ist 
der Anteil von Artikeln, in denen der Behördenleiter genannt wird, die Personalisie-
rung auf die Leitung. Modell (1) enthält nur das Jahr als unabhängige Variable, model-
liert also die These einer zunehmenden Personalisierung über die Zeit. Modell (2) fügt 
eine Dummy-Variable hinzu, um Jahre zu markieren, in denen es zu einem Wechsel an 
der Spitze kam. Modell (3) schließlich fügt eine Reihe von Behördendummies hinzu, 
um für das unterschiedliche Reputationsbedürfnis der verschiedenen Häuser zu kon-
trollieren. Modell (4) enthält statt dem Leitungswechsel eine Variable „Skandal“, die 
anzeigt, ob ein Leitungswechsel normal verlief oder durch einen Skandal und Rücktritt 
des alten Leiters verursacht wurde. 
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Tabelle 1: Regressionsmodelle: Determinanten der Nennung von Behördenleitern 

 (1) (2) (3) (4) 

     
Jahr 0.16*** 0.16*** 0.14*** 0.14*** 
 (0.03) (0.03) (0.03) (0.03) 
Leitungswechsel  15.31*** 13.07***  
  (1.89) (1.57)  
Skandal    22.38*** 
    (3.01) 
Bundeskartellamt   9.40*** 9.69*** 
   (1.67) (1.70) 
Bundeskriminalamt   5.87*** 5.64*** 
   (1.62) (1.65) 
Bundesnachrichtendienst   15.28*** 15.80*** 
   (1.66) (1.68) 
Bundesnetzagentur   17.28*** 17.76*** 
   (2.43) (2.47) 
Umweltbundesamt   8.96*** 8.76*** 
   (1.84) (1.87) 
Verfassungsschutz   19.72*** 18.95*** 
   (1.63) (1.67) 
K�nstante -313.71*** -311.86*** -284.76*** -282.66*** 
 (65.49) (60.67) (52.56) (53.39) 
Be�bachtungen 394 394 394 394 
Adjusted R2 0.06 0.19 0.45 0.43 

Anmerkung: Standardfehler in Klammern, * p < 0.1, ** p < 0.05, *** p < 0.01 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Aus den Regressionsmodellen in Tabelle 1 lassen sich mehrere Folgerungen ziehen. Ers-
tens sehen wir eine zunehmende Personalisierung über die Zeit. Der Koeffizient für die 
Zeitvariable ist positiv und signifikant, über die Zeit stehen Behördenleiter also immer 
mehr im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit. Hypothese 2 bestätigt sich. Wie aber be-
reits im Theorieteil diskutiert: Welcher theoretische Prozess sich hinter dem Verlauf der 
Zeit verbirgt, ist offen. Zweitens findet auch Hypothese 3 Bestätigung, die Variable Lei-
tungswechsel ist ebenfalls signifikant und positiv. Der Anteil der Variation, den das Re-
gressionsmodell erklärt, steigt durch die Hinzunahme dieser Variable deutlich an.   
Abbildung 3 illustriert den Effekt eines Leitungswechsels: In einem Jahr, in dem eine 
Behörde einen neuen Leiter bekommt, steigt der Anteil an Artikeln, in denen der Name 
des Leiters genannt wird, von knapp über 10% auf knapp 25%. Der Effekt wird noch 
stärker, wenn man nur die Leitungswechsel kodiert, die mit einem Skandal einhergingen 
(vgl. Modell (3) und (4) in Tabelle 1). Hier steigt der vorhergesagte Anteil der Artikel mit 
Nennung der Person auf fast 35% (siehe Abbildung 3 rechts). 
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Abbildung 3:  Marginaler Effekt eines Leitungswechsels oder Skandals auf die 
Personalisierung der Berichterstattung 

Quelle: Eigene Berechnungen, basierend auf Modell (3) und (4) in Tabelle 1. 
 
In Tabelle 1 fallen drittens auch die signifikanten Behördendummies ins Auge. Bei ei-
nigen Behörden scheinen die Leitungspersonen deutlich mehr in der Öffentlichkeit zu 
stehen als bei anderen. Dies war schon auf der Basis von Abbildung 1 und Abbildung 2 
zu vermuten, das Regressionsmodell macht noch einmal deutlich, dass die Leiter von 
BND, Bundesnetzagentur und Verfassungsschutz häufiger in der Presse genannt wer-
den als die Leitung von Umweltbundesamt, Bundeskartellamt und BKA, und die letzt-
genannten sechs Leiter wiederum deutlich mehr namentlich in der Presse stehen als die 
„stille“ Leitung des Kraftfahrt-Bundesamtes. Es scheint so etwas zu geben wie eine ei-
gene „Medienkultur des Hauses“, nach der es die Leitung für mehr oder minder ratsam 
hält, selber in den Medien zu erscheinen.11 Die Koeffizienten der Behördendummies 
folgen auch keiner Logik des Alters der Behörde: Personalisierung auf den Präsidenten 
findet sowohl beim relativ „alten“ BND als auch bei der relativ „jungen“ Bundesnetza-
gentur statt. Auch deuten die Behördendummies nicht darauf hin, dass das übergeord-
nete Ministerium einen Einfluss hat und den Leitern „seiner“ Bundesoberbehörden ge-
nerell mehr oder weniger mediale Präsenz erlaubt. Die beiden dem Wirtschaftsministe-
rium zugeordneten Bundesoberbehörden Bundeskartellamt und Bundesnetzagentur ha-
ben deutlich unterschiedliche Koeffizienten. Auf Basis der schmalen Datenlage ist die-
se These zwar nicht abzulehnen. Dennoch scheint es fruchtbar, für die weitere Analyse 
auf die Variation zwischen den Behörden zu fokussieren. 
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Abbildung 4: Verlauf der Medienberichterstattung über das Bundesamt für den 
Verfassungsschutz über die Zeit 

Quelle: Eigene Erhebung. Senkrechte Markierungen: Jahre mit Leitungswechsel. 
 
Beim Bundesamt für den Verfassungsschutz ist sehr markant die Amtszeit von Hans 
Georg Maaßen zu erkennen (Abbildung 4). Ab 2012 steigt sowohl die Zahl der Artikel 
über den Verfassungsschutz als auch die Zahl der Artikel mit Nennung des Leiters 
sprunghaft an, das Jahr 2018 markiert den Höhepunkt (und durch die Entlassung von 
Maaßen auch das vorläufige Ende) dieser Entwicklung. Weiterhin interessant ist der 
Leitungswechsel 1954, über den auf sehr personalisierte Weise berichtet wurde: Der 
damalige Leiter des Verfassungsschutzes Otto John tauchte unter bis heute nicht restlos 
geklärten Umständen in Ost-Berlin auf (o. N., 1954b; o. N., 1954c; o. N., 1954a). Die 
DDR-Presse erklärte, er sei freiwillig übergelaufen, er selber gab nach seiner Flucht 
zurück in den Westen an, entführt worden zu sein. Dennoch wurde er wegen „landes-
verräterischer Fälschung und Konspiration in besonders schwerem Fall“ zu vier Jahren 
Haft verurteilt (Bechner, 2014). Alles in allem gab es also gute Gründe für eine perso-
nalisierte Berichterstattung über den Verfassungsschutz. Im Gegensatz dazu wurde die 
Abhör-Affäre im Jahr 1963 zwar auch medial viel beachtet; wie Abbildung 4 zeigt, 
wurde sie aber kaum mit der Person des damaligen Präsidenten Hubert Schrübbers in 
Verbindung gebracht. Im Herbst 1963 kam an die Öffentlichkeit, dass das Bundesamt 
für Verfassungsschutz deutsche Bürger im großen Umfang überwacht haben soll 
(Johst, 2013). In der öffentlichen Debatte wurde dies aber vor allem an der Person des 
Innenministers Hermann Höcherl festgemacht (o. N., 1963), der Präsident des Verfas-
sungsschutzes wurde kaum erwähnt. Etwa zehn Jahre später wurde über die Guillau-
me-Affäre aber wieder stark personalisiert berichtet, das Versagen des Verfassungs-
schutzes, den Spion Guillaume rechtzeitig zu enttarnen, wurde dem damaligen Präsi-
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denten Günther Nollau angelastet, die Medien vermuteten damals – zu Unrecht – Nollau 
sei der „Hintermann“ Guillaumes (o. N., 1974a). Umgekehrt spekulierte Günter Nollau 
in einem Interview, es gebe weitere noch nicht enttarnte DDR-Spione; die Presse stürz-
te sich damals einerseits auf diese Spekulation, andererseits kommentierte sie im Sinne 
des klassischen Bildes von deutschen Behördenleitern: „Dem Präsidenten des Verfas-
sungsschutzes aber kann Popularität jedweder Art nur schaden.“ (o. N., 1974b).  

In der Summe zeigt der Verlauf der Medienberichterstattung über das Bundesamt 
für den Verfassungsschutz eine steigende Präsenz dieser Behörde in den Medien, eini-
ge Leitungswechsel und Skandale, über die stark personalisiert berichtet wurde, aber 
auch eher „stille“ Leitungswechsel und Perioden, in denen zwar das Amt im Mittel-
punkt des Interesses stand, aber nicht dessen Leiter (z. B. die vom Terror der Roten 
Armee Fraktion (RAF) geprägten 1970er Jahre). 

Das Bundeskriminalamt bietet einen interessanten Kontrast zum Verfassungs-
schutz. Einerseits steigt hier das Medieninteresse an der Behörde ebenfalls über die 
Zeit deutlich an. Andererseits geht dieses gestiegene Interesse an der Behörde nicht mit 
einer Personalisierung der Berichterstattung einher.  

Abbildung 5 zeigt eine aufgehende Schere zwischen den beiden Linien: Über die 
Behörde wird mehr berichtet, die Zahl der Artikel mit Nennung der Leitung verharrt 
aber auf niedrigem Niveau. Auch die Leitungswechsel des BKA scheinen deutlich 
stärker unterhalb des medialen Radars zu verlaufen als die Leitungswechsel beim Ver-
fassungsschutz.  
 
Abbildung 5: Verlauf der Medienberichterstattung über Bundeskriminalamt über die 

Zeit 

Quelle: Eigene Erhebung. Senkrechte Markierungen: Jahre mit Leitungswechsel. 
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Der Bundesnachrichtendienst liegt in der Personalisierung der Berichterstattung zwi-
schen dem Bundeskriminalamt, über dessen Präsidenten wenig berichtet wird, und dem 
sehr präsenten Verfassungsschutz, über dessen Präsidenten viel berichtet wird. Ähnlich 
wie bei den beiden anderen Behörden sehen wir eine Zunahme der Medienberichter-
stattung über die Zeit (Abbildung 6). Die Abhör-Affäre von 1963, die beim Verfas-
sungsschutz schon auffiel, ist auch hier als Höhepunkt der Berichterstattung in den 
1960er Jahren zu erkennen. Sehr markant ist auch die Panzer-Affäre 1991. Zwischen 
1990 und 1991 wurden Rüstungsgüter aus Beständen der Nationalen Volksarmee nach 
Israel geliefert; diese Lieferungen wurden zufällig durch einen Fund im Hamburger 
Hafen aufgedeckt. Federführend bei diesem Geschäft war der BND, und es wurde dis-
kutiert, inwieweit das Amt autonom gehandelt habe, ob Kanzleramt und Verteidi-
gungsministerium eingeweiht waren, und ob die Exporte gegen das Kriegswaffenkon-
trollgesetz verstoßen hätten (Feldmeyer, 1991; o. N., 1991a; o. N., 1991b). Gemessen 
an der Tragweite dieses Skandals wurde der Name des damaligen Präsidenten des BND, 
Konrad Porzner, selten erwähnt (siehe die Diskrepanz zwischen Artikeln allgemein und 
Artikeln mit Namensnennung in Abbildung 6). In den 2000er Jahren sind zwei Spitzen 
markant: Der BND-Untersuchungsausschuss 2006, der die Rolle des Bundesnachrich-
tendienstes während des Irak-Krieges und in der Bekämpfung des internationalen Ter-
rors untersuchen sollte (o. N., 2006b; o. N., 2006a), sowie 2014 die NSA-Affäre über 
die Spionage der US-amerikanischen National Security Agency in Deutschland (Nieh-
sen, 2017). In beiden Jahren blieben die Präsidenten des BND, Ernst Uhrlau (2006) 
und Gerhard Schindler (2014), aber aus der Presse heraus.12 
 
Abbildung 6: Verlauf der Medienberichterstattung über den 

Bundesnachrichtendienst über die Zeit 

 
Quelle: Eigene Erhebung. Senkrechte Markierungen: Jahre mit Leitungswechsel. 
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Nach Betrachtung der drei Sicherheitsbehörden ist in der Summe fraglich, ob die im 
Methodenteil angerissene These gilt, dass politische Beamte eine stärkere Rolle in der 
Öffentlichkeit haben. Für die Präsidenten von Verfassungsschutz und BND scheint dies 
zu gelten, es ist aber kein universell gültiges Muster, wie die verhältnismäßig „stillen“ 
Präsidenten des BKA zeigen. 

Die Bundesnetzagentur ist eine relativ junge Behörde, daher ist die Zeitreihe ihres 
Auftauchens in der Presse nur wenig ergiebig. Zwar gibt es 2006 und 2013 Höhepunk-
te der Berichterstattung (Abbildung 7), diese lassen sich aber nicht auf ein Thema fest-
machen, stattdessen ist es in beiden Jahren eine Mischung aus Themen, von denen kei-
nes die Berichterstattung dominiert.13 Der Präsident der BNetzA steht dabei namentlich 
auch bisweilen in der Presse; vor allem in den ersten Jahren der Existenz ist er in fast 
jedem zweiten Artikel genannt. Dieses Ergebnis legt nahe, dass auch persönliche Fak-
toren dafür verantwortlich sind, ob Leiter von Bundesoberbehörden in die Öffentlich-
keit treten. 
 
Abbildung 7:  Verlauf der Medienberichterstattung über die Bundesnetzagentur über 

die Zeit 

 
Quelle: Eigene Erhebung. Senkrechte Markierungen: Jahre mit Leitungswechsel. 
 
Das Umweltbundesamt war vor allem im Jahr seiner Gründung stark in den Medien 
vertreten (Abbildung 8). Dann passierte viele Jahre lang eher wenig, was die FAZ für 
berichtenswert hielt, bis 2017 die Debatte über Stickoxid, Feinstaub und Fahrverbote 
aufkam. Diese ist in der Abbildung deutlich zu erkennen; deutlich ist aber auch, dass in 
dieser Debatte das Umweltbundesamt „als Amt“ auftritt und nur sehr selten seine Prä-
sidentin Maria Krautzberger genannt wird. Dies ist ein interessanter Befund, gilt das 
Umweltbundesamt doch als Behörde, die stark in der Öffentlichkeit wirkt und auch 
gerne sein Mutter-Ministerium offensiv in Sachen Umweltschutz überholt (Pehle, 
1998; Döhler, 2007a). 
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Abbildung 8: Verlauf der Medienberichterstattung über das Umweltbundesamt über 
die Zeit 

 
Quelle: Eigene Erhebung. Senkrechte Markierungen: Jahre mit Leitungswechsel. 
 
Abbildung 9: Verlauf der Medienberichterstattung über das Kraftfahrt-Bundesamt 

über die Zeit 

 
Quelle: Eigene Erhebung. Senkrechte Markierungen: Jahre mit Leitungswechsel. 
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Das Kraftfahrt-Bundesamt ist in unserer Auswahl die Bundesoberbehörde, über die 
deutlich am wenigsten berichtet wird, sowohl was die absolute Anzahl der Artikel an-
geht, als auch was die Personalisierung der Berichterstattung angeht (Abbildung 9). Ab 
2015 findet sich eine interessante Parallele zum Umweltbundesamt. Einerseits steigt 
die Zahl der Berichte über die Behörde wegen des Dieselskandals deutlich an, anderer-
seits geschieht dies, ohne dass auch der Präsident Eckhard Zinke namentlich genannt 
wird. 

Das Bundeskartellamt schließlich ist schon seit seiner Gründung häufig in der Me-
dienberichterstattung vertreten (siehe Abbildung 10). Im Vergleich zu den ähnlich alten 
Sicherheitsbehörden und dem Kraftfahrt-Bundesamt ist das Bundeskartellamt bereits in 
den 1960er Jahren stark in den Medien vertreten, nicht zuletzt wegen der zentralen 
Rolle, die es in der Ludwig Erhardschen Konzeption der sozialen Marktwirtschaft 
spielte (Schulze Heuling, 2017).14 Die starken Ausschläge zu Beginn der 2000er Jahre 
sind auf die langwierige Übernahme von Ruhrgas durch Eon zurückzuführen, bei der 
der damalige Wirtschaftsminister Müller nach einem negativen Votum des Kartellam-
tes eine Ministererlaubnis erteilte (Sturbeck, 2002). Gemessen am großen Interesse am 
Kartellamt steht die Person des Leiters aber selten im Blickpunkt der Presse. Dies än-
dert sich erst mit der Amtszeit von Andreas Mundt ab 2009, der den Kampf gegen Mo-
nopole der Internetkonzerne zu einem Schwerpunkt erklärt hat und häufig selber in In-
terviews für mehr Kompetenzen für seine Behörde wirbt (Bünder & Steltzner, 2010; 
Bünder, 2018).  
 
Abbildung 10: Verlauf der Medienberichterstattung über das Bundeskartellamt über 

die Zeit 

 
Quelle: Eigene Erhebung. Senkrechte Markierungen: Jahre mit Leitungswechsel. 
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5 Schlussfolgerungen und Diskussion: Behördenleiter im 
Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit? 

In der Summe ergibt die Untersuchung der Berichterstattung über sieben Bundesoberbe-
hörden einige klare Botschaften. Erstens ist der Trend über die Zeit hinweg deutlich: Seit 
den 1950er Jahren hat sich die Berichterstattung über die Behörden personalisiert, es 
wird immer mehr auch über die Person des Leiters der Behörden berichtet. Dies ge-
schieht vor allem in Jahren, in denen ein Leitungswechsel stattfindet und dieser Lei-
tungswechsel in Folge eines Skandals stattfindet (beide Folgerungen ergeben sich aus 
den Regressionsmodellen in Tabelle 1). Ob dieser Trend durch die mediale Nachfrage 
oder das verstärkte Kommunikationsangebot der Behördenleiter – oder durch eine Ko-
Evolution beider Prozesse – getrieben ist, kann das vorliegende Design nicht beantwor-
ten.  

Zweitens gibt es aber große Unterschiede zwischen den Behörden. Dies zeigt sich 
an den Grafiken über die Zeit, aber auch an den signifikanten Behördendummies in den 
Regressionsmodellen. Die Präsidenten des Kraftfahrt-Bundesamtes tauchen so gut wie 
nie namentlich in der Öffentlichkeit auf, die von Bundeskartellamt, Umweltbundesamt 
und BKA eher selten; die Präsidenten von Bundesnetzagentur, BND und Verfassungs-
schutz dagegen umso mehr. Nach unseren Hypothesen könnten diese Behördenunter-
schiede an der unterschiedlichen Politisierung der verschiedenen Ämter oder den un-
terschiedlichen Reputationsbedürfnissen liegen (siehe auch Fredriksson, Schillemans & 
Pallas, 2015). 

Drittens bleibt aber auch mit Behördendummies eine große Variation übrig, die 
vermutlich nur durch persönliche Faktoren der Behördenleiter zu erklären ist (Deacon 
& Monk, 2001, p. 39; Grube, 2013). Magnus Fredriksson, Thomas Schillemans und 
Josef Pallas vermuten beispielsweise, dass Behördenleiter, die sich eher als Manager 
sehen, mehr an die Öffentlichkeit gehen als Leiter, die sich eher als Fachbeamte sehen: 
„The clearest distinction is assumed to exist between agencies governed by career ma-
nagers and agencies governed by field-professionals. It is likely that the former will be 
more concerned with external relations, reputation, and media activities while the latter 
will have a stronger focus on internal operational issues and professional standards.” 
(Fredriksson, Schillemans & Pallas, 2015, p. 1054). Eine ähnliche Hypothese ist auch 
für Deutschland plausibel; unterschiedliche Karrierewege könnten zu einer unter-
schiedlichen Einstellung zur Medienarbeit führen. Beispielsweise kann für die Karrier-
ewege von Spitzenbeamten zwischen „ability signaling“ und „intention signaling“ un-
terschieden werden (Veit & Scholz, 2015). Durch die strategische Auswahl verschie-
dener Aufgaben und Ämter kann fachliche Kompetenz oder Kompatibilität mit der po-
litischen Leitung signalisiert werden. Sylvia Veit und Simon Scholz (2015) zeigen, 
dass intention signaling – also die Auswahl politiknaher Aufgaben - mit schnelleren 
Beförderungen korreliert. Für die vorliegende Forschungsfrage lässt sich die Vermu-
tung formulieren, dass Behördenleiter, deren Karrierewege durch intention signaling 
geprägt sind, später auch stärker in die Öffentlichkeit gehen, da sie die Interaktion mit 
den Medien bereits als Teil ihres Karriereweges gewohnt sind.15 

Alternativ dazu und viertens könnte die noch vorhandene Variation – vor allem die 
Variation über die Zeit – auch über die unterschiedliche Toleranz der ministerialen 
Spitze für die mediale Rolle der Behördenleiter erklärbar sein. Hier ist denkbar, dass 
manche Ministerinnen und Minister eine offensive Medienpräsenz ihrer Spitzenbeam-
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ten tolerieren oder sogar ermutigen (Grube, 2013), andere dagegen diese eher einhe-
gen, oder dass sich diese Beziehung über die Zeit ändert, und Behördenleiter bei-
spielsweise mit einem wachsenden Vertrauensverhältnis eine „längere Leine“ für me-
diale Auftritte bekommen. Weitergehend kann allerdings auch die Frage gestellt wer-
den, inwieweit eine hierarchische Steuerung der medialen Aktivitäten von Behörden-
leitern überhaupt möglich ist, gerade in Zeiten der lateralen Kommunikation über soci-
al media (Grube, 2015b). 

Anmerkungen 
 

1 Wird in diesem Beitrag die männliche Form verwendet, sind selbstverständlich auch immer Beamtin-
nen gemeint. Empirisch geht es in diesem Beitrag aber tatsächlich und leider größtenteils um Spitzen-
beamte in der männlichen Form. In den gesamten verwendeten Daten tauchen nur zwei Spitzenbeam-
tinnen auf, die Präsidentin des Umweltbundesamtes, Maria Krautzberger, und die Präsidentin des 
Kraftfahrt-Bundesamtes, Erika Emmerich. 

2 In den meisten Medienkommentaren wird betont, dass er die einem Spitzenbeamten zustehende Loya-
lität vermissen lasse und ihm offensive Medienauftritte nicht zuständen: „So drücken sich Politiker 
aus. So dürfen sich Beamte nicht ausdrücken…“, siehe die Sammlung an Kommentaren unter 
https://web.archive.org/web/20181110113902/https://www.tagesschau.de/inland/presseschau-maassen-
103.html.  

3 Dieselben Ergebnisse lassen sich aus Interviews mit niederländischen Spitzenbeamten ziehen: Je höher 
und zentraler ein Beamter ist, desto weniger Freiheit hat er, in den Medien zu erscheinen. Je näher eine 
Policy im Zyklus der politischen Entscheidung rückt, desto weniger Freiheit haben die Beamten, sich 
in den Medien zu äußern. Letztlich sollten Beamte ihre politischen Prinzipale niemals mit öffentlichen 
Äußerungen überraschen: „Officials who offend these unwritten rules tend to send their ministers into 
a state of frenzy, and risk gravely compromising their own position.” (’t Hart & Wille, 2006, p. 133) 
Auch aus der Befragung von Spitzenbeamten in Australien lassen sich fast gleichlautende Folgerungen 
ziehen: „there’s no way that I’m in the political domain in that sense. The actor on that stage is very 
much the minister.” (Interview mit australischen Spitzenbeamten, zitiert in Alford, Hartley, Yates & 
Hughes, 2016, p. 756) 

4 Wir haben getestet, ob unsere Ergebnisse von der Auswahl der Zeitung abhängen und eine Gegenprobe 
mit der eher linken taz – die tageszeitung gemacht. Die Daten unserer Stichprobe legen nahe, dass die 
FAZ zwar möglicherweise mehr über Sicherheitsbehörden berichtet als die taz, die Daten über die uns 
interessierende Personalisierung der Berichterstattung aber hoch korrelieren.  

5 Verfasssungsschutz seit 1950, BKA und Kraftfahrt-Bundesamt seit 1951, BND seit 1956, Bundeskar-
tellamt seit 1958. 

6 Also eine Suche „Bundesamt für Verfasssungsschutz“ und eine Suche „Bundesamt für Verfassungs-
schutz UND Maaßen“. Im Falle eines Jahres mit Leitungswechsel (z. B. Jahr 2012: Wechsel an der 
Spitze des Verfassungsschutzes von Fromm zu Maaßen) wurden die Werte für beide Namen zusam-
mengezählt und in Relation zur Zahl der Gesamtartikel gesetzt. 

7 Damit ist unsere Messung ähnlich wie die Messung der Personalisierung von Spitzenpolitikern, in die-
ser Forschung wird häufig das Verhältnis der Nennungen der Spitzenkandidaten zu den Nennungen der 
Partei verwendet (McAllister, 2007, p. 573). 

8 Annahme ist, dass der Einfluss dieser Variable linear ist, alternative Spezifikationen mit einer qua-
drierten Zeitvariablen deuten nicht darauf hin, dass der Effekt nicht-linear ist. 

9 Siehe den Anhang für die Liste der als Skandal kodierten Leitungswechsel. 
10 Baseline-Kategorie ist immer das Kraftfahrt-Bundesamt. 
11 Eine Alternativerklärung dazu könnte es sein, dass die Medien bestimmte Behörden (und deren Leiter) 

oder bestimmte Politikfelder interessanter finden als andere. Aber gerade der Unterschied zwischen 
BKA, BND und Verfassungsschutz macht dies unwahrscheinlich. Alle drei arbeiten im Bereich Si-
cherheit, der für die Medien von großem Interesse ist und immer wieder Schlagzeilen produziert. Den-
noch wird bei BND und Verfassungsschutz deutlich mehr über die Person des Leiters berichtet als 
beim BKA. 



Behördenleiter im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit  425 
 

12 Im Fall Gerhard Schindler ist dies etwas verwunderlich, gilt er doch als der BND-Präsident, der oft mit 
der Presse kommunizierte und auf Transparenz setzte (siehe auch Müller-Neuhof, 2016). 

13 2006 ging es um zu viel kassierende Telefon-Hotlines, Strom- und Gaspreise, die Eisenbahninfrastruk-
tur und die Telekom; 2013 ging es um Themen wie Energieversorger, die Kunden den Strom abstellen, 
den Stromnetzausbau, die Erhöhung des Briefportos und die Versorgungssicherheit. 

14 Die Berichte aus jener Zeit sind daher auch nicht einem Fall zuzuordnen, sondern bilden ein buntes 
Gemenge der Genehmigung oder Zerschlagung von Kartellen in den verschiedensten Wirtschaftsbe-
reichen, wie Sanitärkeramik, Röhren, Bücher, Schleifmittel, Buschmesser, Tuche oder Kredite.  

15 Eine der Aufgaben, die in der Operationalisierung als „intention signaling“ gewertet wird, ist die Tä-
tigkeit als Pressesprecherin (Veit & Scholz, 2015, S. 523). 
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Appendix 

Um zu ermessen, ob die Ergebnisse von der Auswahl der Zeitung abhängen, haben wir 
für zwei Behörden – das Bundeskriminalamt und das Umweltbundesamt – die Analy-
sen mit der Zeitung „taz – die tageszeitung“ repliziert. Wegen des beschränkten Zu-
gangs zum Online-Archiv war das leider nur für die Jahre 1994 bis 2018 möglich. 

Vermutung: Wenn die Berichterstattung über BehördenleiterInnen systematisch di-
vergiert, dann bei diesen beiden Zeitungen und diesen beiden Behörden (die taz berich-
tet mehr über Umweltthemen und daher vielleicht auch über relevante Personen, die 
FAZ mehr über innere Sicherheit und daher vielleicht auch über relevante Personen). 

Erstes Ergebnis: Die FAZ berichtet in der Summe mehr über das Bundeskriminal-
amt als die taz (45° Linie: fiktive gleiche Zahl der Artikel pro Jahr) 
 
Abbildung 11: Zusammenhang zwischen Nennung Behörden in der taz und der FAZ 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Zweites Ergebnis: Die Personalisierung der Berichte (Anteil der Artikel mit Nennung 
Behördenleiter) korreliert aber stark zwischen FAZ und taz (r = .74) 
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Abbildung 12: Korrelation zwischen der Personalisierung der Berichte über Behörden 
in der taz und der FAZ 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Daher sind wir uns relativ sicher, dass die abhängige Variable des Interesses (Anteil 
der Artikel mit Nennung der Behördenleiter) nicht stark von der Auswahl der Zeitung 
beeinflusst ist. 

 
Als „Skandal“ gewertete Leitungswechsel: 
Verfassungsschutz 1954, 1872, 1975, 1983, 1995, 2012, 2018 
BND 1985 
BKA 1971, 1996, 2005 
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